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Mitteilung des Senats vom 29. November 2011

Bremisches Gesetz zur Durchführung der Marktüberwachung von Bauprodukten
(BremBauPMÜG)

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) den Entwurf eines Bremischen Ge-
setzes zur Durchführung der Marktüberwachung von Bauprodukten (BremBauPMÜG)
mit der Bitte um Beschlussfassung in erster und zweiter Lesung noch in der nächsten
Sitzung.

Seit  dem  1.  Januar  2010  gelten  die  neuen  Regelungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.
765/2008 vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditierung und Markt-
überwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Auf-
hebung der Verordnung (EWG) Nummer 339/93 des Rates (ABl. Nummer L 218 Sei-
te 30) in den Mitgliedsstaaten als unmittelbares Recht.

Kernpunkt dieser Verordnung ist eine Verschärfung des Kontrollmechanismus, ba-
sierend auf einer nun stichprobenartigen aktiven Marktüberwachung von harmoni-
sierten Bauprodukten. Die Regelungen der Verordnung gelten zwar unmittelbar in
den Mitgliedsstaaten, sie lösen jedoch gleichwohl einen Umsetzungsbedarf in natio-
nales Recht aus, weil für die in der Verordnung begründeten Aufgaben und Befug-
nisse Zuständigkeiten in den Ländern geschaffen werden müssen.

Die Bauministerkonferenz hat im April 2010 den Entwurf eines Muster-Marktüber-
wachungsverordnungs-Durchführungsgesetzes (M-MÜVDG) mit dem Ziel beschlos-
sen, die europarechtlichen Vorgaben durch möglichst inhaltlich einheitliche landes-
gesetzliche Regelungen umzusetzen. Diese Mustervorschrift regelt die aktive Markt-
überwachung nach Maßgabe eines in den Gremien der Bauministerkonferenz ent-
wickelten „gemischt zentralen/dezentralen“ Modells.

Nach diesem Modell haben die Marktüberwachungsbehörden der Länder zwar eine
grundsätzliche Allzuständigkeit beim Vollzug der Marktüberwachung (z. B. stich-
probenartige Überwachung, Untersagungen). Beim Deutschen Institut für Bautechnik
(DIBt) wird jedoch eine gemeinsame Marktüberwachungsbehörde als zentrale Stelle
für die materielle Produktprüfung und Produktbewertung eingerichtet.

Von diesem Modell profitieren besonders kleinere Bundesländer wie Bremen, weil
diese weder das Personal noch die breitgefächerte Fachkompetenz für eine eigen-
ständige Produktprüfung und Produktbewertung vorhalten können.

Der übermittelte Entwurf eines Bremischen Gesetzes zur Durchführung der Markt-
überwachung von Bauprodukten (BremBauPMÜG) entspricht vollinhaltlich der Mus-
tervorschrift, entscheidet sich aber organisatorisch für eine Landes-Marktüberwa-
chungsbehörde und damit gegen die in der Mustervorschrift vorgesehene und in
Flächenländern übliche Übertragung der Aufgaben auf „untere Marktüberwachungs-
behörden“. Zuständige Landes-Marktüberwachungsbehörde ist die oberste Bauauf-
sichtsbehörde.

Korrespondierend ist der Beitritt des Landes Bremen zum 2. DIBt-Änderungsab-
kommen erforderlich. Durch die Vertragsänderungen werden die Aufgaben des DIBt
um die Aufgaben als gemeinsame Marktüberwachungsbehörde erweitert. Die hierfür
erforderliche Zeichnungsermächtigung für den Senator für Umwelt, Bau und Ver-
kehr sowie das erforderliche Ratifikationsgesetz sind Gegenstand gesonderter Senats-
vorlagen.
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Die Kostenschätzung für die Übertragung der Aufgaben auf das DIBt beläuft sich auf
Personal- und Sachkosten von jährlich ca. 15,3 Mio. ‡. Bei einer prozentualen Auf-
teilung nach dem Königsteiner Schlüssel auf die Länder entfallen auf das Land Bre-
men ca. 150 000 ‡ jährlich (1 %).

Hinzu kommen zusätzliche Personal- und Sachkosten für den Vollzug der aktiven
Marktüberwachung im Land Bremen. Bisher werden die Aufgaben der Marktüber-
wachung mit 1,5 Vollzeitstellen erledigt. Ob ein zusätzlicher Stellenbedarf besteht,
wird überprüft, wenn erste Erfahrungen mit dem Vollzug der neuen Gesetzeslage
vorliegen.

Für die Anlaufphase der aktiven Marküberwachung ist eine Unterstützung der Lan-
des-Marktüberwachungsbehörde durch die amtliche Materialprüfanstalt vorgese-
hen. Der zeitliche Umfang hängt von den bisher noch nicht bekannten Problemstel-
lungen in der Überwachungspraxis ab und lässt sich deshalb zurzeit noch nicht kon-
kret bestimmen.

Es ist angestrebt, die Kosten innerhalb der noch zu beschließenden Haushalte 2012
und 2013 darzustellen.

Es ist zudem beabsichtigt, für die Durchführung der Marktüberwachung Verwaltungs-
gebühren zu erheben, um einen Deckungsbeitrag für den erforderlichen Personal-
und Sachaufwand zu erzielen. Eine Gebührenberechnung ist jedoch nur möglich,
sofern bei den Überprüfungen Rechtsverstöße festgestellt werden.

Im Frühjahr 2011 sind alle Ressorts, die MPA sowie Kammern und Verbände zu dem
Gesetzentwurf angehört worden. Die im Rahmen der Anhörung mitgeteilten inhalt-
lichen Bedenken beschränken sich auf die zunächst optional vorgesehene Möglich-
keit, Aufgaben der Landes-Marktüberwachungsbehörde ganz oder teilweise auf an-
dere Stellen übertragen zu können. Diese „Beleihungsregelung“ wurde auf Anre-
gung des Justizressorts und in Abstimmung mit der MPA zugunsten der vorstehend
dargestellten fachlichen Unterstützung durch die MPA gestrichen.

Die staatliche Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie
hat dem Gesetzentwurf in ihrer Sitzung am 15. September 2011 zugestimmt.

Anlage

Entwurf eines Bremischen Gesetzes zur Durchführung der Marktüberwachung von
Bauprodukten (BremBauPMÜG) mit Begründung
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Bremisches Gesetz zur Durchführung der Marktüberwachung von Bauprodukten
(BremBauPMÜG)

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) beschlos-
sene Gesetz:

§ 1

Aufbau der Marktüberwachungsbehörden

Marktüberwachungsbehörden sind

1. die oberste Bauaufsichtsbehörde (Landes-Marktüberwachungsbehörde),

2. das Deutsche Institut für Bautechnik (gemeinsame Marktüberwachungsbehörde).

§ 2

Aufgaben und Befugnisse der Marktüberwachungsbehörden

(1) Die Marktüberwachungsbehörden nehmen die Aufgaben nach

1. Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditierung und
Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABl. L 218
vom 13. 8. 2008, S. 30) für Bauprodukte im Sinne des § 17 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 Buchstabe a und b der Bremischen Landesbauordnung,

2. § 13 des Bauproduktengesetzes

wahr.

(2) Den Marktüberwachungsbehörden stehen die sich aus den Vorschriften nach
Absatz 1 ergebenden Befugnisse zu.

§ 3

Zuständigkeit der Marktüberwachungsbehörden

(1) Zuständig ist die Landes-Marktüberwachungsbehörde, soweit nachfolgend nichts
Abweichendes bestimmt ist.

(2) Die gemeinsame Marktüberwachungsbehörde ist zuständig für

1. die einheitliche Prüfung und Bewertung von Bauprodukten in technischer Hin-
sicht,

2. die Anordnung, dass Produkte, die die geltenden Anforderungen der Harmonisie-
rungsrechtsvorschriften der Gemeinschaft im Hinblick auf ihre Brauchbarkeit
nicht erfüllen, vom Markt genommen werden oder ihre Bereitstellung auf dem
Markt untersagt oder eingeschränkt wird (Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung
[EG] Nr. 765/2008 und § 13 Bauproduktengesetz),

3. die Anordnung der Vernichtung oder anderweitigen Unbrauchbarmachung von
Produkten, die eine ernste Gefahr darstellen (Artikel 19 Absatz 1 Satz 3 und 4,
Artikel 29 Absatz 4 der Verordnung [EG] Nr. 765/2008),

4. die Warnung vor Gefahren, die von Produkten ausgehen (Artikel 19 Absatz 2
Satz 1 der Verordnung [EG] Nr. 765/2008), soweit eine Zuständigkeit nach den
Nummern 1, 4 oder 6 gegeben ist,

5. die Anordnung, dass Produkte, die eine ernste Gefahr darstellen, zurückgeru-
fen oder vom Markt genommen werden, oder durch die die Bereitstellung sol-
cher Produkte auf dem Markt untersagt wird (Artikel 20 Absatz 1 der Verord-
nung [EG] Nr. 765/2008),

6. die Feststellung nach Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 in
den Fällen des Artikel 27 Absatz 3 Satz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG)
Nummer 765/2008,

7. Maßnahmen zur Unterbindung des Inverkehrbringens von Produkten, die eine
ernste Gefahr darstellen, sowie geeignete Maßnahmen bei der Feststellung, dass
Produkte mit den Harmonisierungsvorschriften der Gemeinschaft im Hinblick
auf ihre Brauchbarkeit nicht übereinstimmen (Artikel 29 Absatz 1 und 2 der
Verordnung [EG] Nr. 765/2008).
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(3) Besteht für die Landes-Marktüberwachungsbehörde Grund zu der Annahme, dass
Maßnahmen oder Anordnungen nach Absatz 2 in Betracht kommen, gibt sie die
Sachbehandlung für das Produkt an die gemeinsame Marktüberwachungsbehörde
ab. Die Zuständigkeit der gemeinsamen Marktüberwachungsbehörde beginnt mit
dem Eingang der Abgabe. Soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist,
umfasst sie alle Aufgaben und Befugnisse nach § 2 Absatz 1 und Absatz 2; sie schließt
die Zuständigkeit der Landes-Marktüberwachungsbehörde auch dann aus, wenn
sie durch die Abgabe der Sachbehandlung für das Produkt durch eine Marktüber-
wachungsbehörde eines anderen Landes begründet worden ist. Die Befugnis der
Landes-Marktüberwachungsbehörde, bei Gefahr im Verzug vorläufige Maßnahmen
und Anordnungen zu treffen, bleibt unberührt. Die Aufhebung eines Verwaltungs-
akts einer Marktüberwachungsbehörde, der nicht nach § 44 des Bremischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes nichtig ist, kann nicht allein deshalb beansprucht wer-
den, weil die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht vorgelegen haben oder die Lan-
des-Marktüberwachungsbehörde die Sachbehandlung nicht an die gemeinsame
Marktüberwachungsbehörde abgegeben hat, obwohl die Voraussetzungen des Sat-
zes 1 vorgelegen haben; im Übrigen bleiben §§ 45 und 46 des Bremischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes unberührt.

(4) Maßnahmen und Anordnungen der gemeinsamen Marktüberwachungsbehörde
gelten auch im Land Bremen.

(5) Der Vollzug der Maßnahmen und Anordnungen der gemeinsamen Markt-
überwachungsbehörde einschließlich der Anordnung von Maßnahmen des Verwal-
tungszwangs obliegt der Landes-Marktüberwachungsbehörde.

§ 4

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt an dem Tage in Kraft, an dem das Abkommen zur zweiten
Änderung des Abkommens über das Deutsche Institut für Bautechnik in Kraft tritt.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehörde gibt den Tag des Inkrafttretens nach Absatz 1
im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt.

Begründung zum Bremischen Gesetz zur Durchführung der Marktüberwachung
von Bauprodukten

A. Allgemeines

Die Regelungen der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditierung und
Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und
zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nummer 339/93 des Rates (ABl. EG Nummer
L 218 Seite 30) über die Marktüberwachung (Kapitel III „Rechtsrahmen für eine ge-
meinschaftliche Marktüberwachung und die Kontrolle von in den Gemeinschafts-
markt eingeführten Produkten“) gelten zwar grundsätzlich unmittelbar in den Mit-
gliedsstaaten ab dem 1. Januar 2010 (Artikel 44) und bedürfen daher insofern nicht –
anders als eine lediglich an die Mitgliedsstaaten adressierte Richtlinie – der Umset-
zung in nationales Recht. Gleichwohl löst sie einen zeitnah abzuarbeitenden Anpas-
sungsbedarf im nationalen Recht u. a. deshalb aus, weil Regelungen über die Zu-
ständigkeiten für die von ihr begründeten Aufgaben und Befugnisse geschaffen wer-
den müssen. Während die Marktüberwachung für technische Arbeitsmittel und Ver-
braucherprodukte bereits in Abschnitt 2 des Gesetzes über technische Arbeitsmittel
und Verbraucherprodukte (Geräte- und Produktsicherheitsgesetz – GPSG) im Ein-
zelnen geregelt ist, bestehen für Bauprodukte lediglich eine vergleichsweise rudi-
mentäre Regelung zur unberechtigten CE-Kennzeichnung in § 13 des Gesetzes über
das Inverkehrbringen von und den freien Warenverkehr mit Bauprodukten zur Um-
setzung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedsstaaten über Bauprodukte und
anderer Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften (Bauproduktengesetz – BauPG)
sowie darauf beschränkte Zuständigkeitsregelungen der Länder.

Bei der Marktüberwachung geht es um die Kontrolle des Inverkehrbringens von
harmonisierten Bauprodukten. Die Materie gehört damit zwar nicht – wie die Rege-
lungen über die Verwendung von Bauprodukten (vergleiche §§ 17 ff. der Bremischen
Landesbauordnung) – dem ausschließlich in der Gesetzgebungskompetenz der Län-
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der stehenden Bauordnungsrecht an, sondern zu dem in konkurrierender Gesetzge-
bungszuständigkeit stehenden Recht der Wirtschaft (Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11
GG). Gleichwohl verbleiben insoweit – soweit der Bundesgesetzgeber nicht tätig
wird – Gesetzgebungszuständigkeit und (hier) -verpflichtung bei den Ländern, die
insbesondere die erforderlichen Zuständigkeitsregelungen zu treffen haben.

Der vorliegende Entwurf eines Bremischen Gesetzes zur Durchführung der Markt-
überwachung von Bauprodukten (nachfolgend BremBauPMÜG) setzt das Muster-
Marktüberwachungsverordnungs-Durchführungsgesetz  (nachfolgend  Muster)  der
Bauministerkonferenz (ARGEBAU) vom Dezember 2009 inhaltlich unverändert in
Landesrecht um.

Das Muster lässt den Ländern die Wahl, ob die Zuständigkeitsbestimmungen ent-
sprechend dem vorgelegten Gesetzentwurf insgesamt durch einfaches Gesetz oder
auf der Grundlage einer einfachgesetzlichen Ermächtigung durch Rechtsverordnung
bestimmt werden.

Es zielt allein darauf, eine einheitliche Regelung in den Ländern vorzubereiten, die
entsprechend den in der 117. Bauministerkonferenz am 25./26. September 2008 be-
schlossenen Vorgaben eine Ausgestaltung der Marktaufsicht über harmonisierte Bau-
produkte als ein gemischt zentrales/dezentrales Modell (DIBt/Länder) beinhaltet, in
dem

— die Bauprodukte zentral bundesweit einheitlich geprüft und bewertet werden,

— die Bewertung der Bauprodukte durch die zentrale Stelle für die Länder ver-
bindlich ist,

— die zentrale Koordinierungsstelle Marktaufsicht der Länder (beim DIBt) mit ent-
sprechenden Aufgaben betraut und den notwendigen (Hoheits-)Befugnissen (z. B.
bei bundesweitem schnellem Zugriff) oder bei der Durchführung des Markt-
überwachungsprogramms per Übertragung durch die Länder ausgestattet wird.

Von diesen Grundsätzen ausgehend weist der Entwurf des Bremischen Gesetzes zur
Durchführung der Marktüberwachung von Bauprodukten dem Muster entsprechend
dem DIBt die Stellung als gemeinsame Marktüberwachungsbehörde zu (§ 1 Num-
mer 2), die in allen Fällen zuständig ist, in denen Maßnahmen und Anordnungen
aufgrund der materiellen Beschaffenheit des jeweiligen Produkts in Betracht kom-
men  (§  3  Absatz  2  und  3).  Solche  Maßnahmen  und  Anordnungen  der  zentralen
Marktüberwachungsbehörde sind in allen Ländern verbindlich (§ 3 Absatz 4). Dem-
gegenüber verbleibt die Überwachung der (nur) formellen Anforderungen der Ver-
ordnung – also der Anforderungen an die CE-Kennzeichnung, der formalen Aspekte
der zusätzlichen (Produkt-)Angaben zur CE-Kennzeichnung und der Anforderungen
an das Konformitätsnachweisverfahren Aufgabe der Landes-Marktüberwachungsbe-
hörde, die daneben für die Umsetzung der Maßnahmen und Anordnungen der ge-
meinsamen Marktaufsichtsbehörde zuständig ist (§ 3 Absatz 5).

B. Zu den Vorschriften im Einzelnen

Zu § 1 (Aufbau der Marktüberwachungsbehörden)

§ 1 regelt den Aufbau der Marktüberwachungsbehörden. Das Muster gibt keine
Struktur der Marktüberwachungsbehörden der Länder vor, denen nach Maßgabe
ihrer Besonderheiten überlassen bleibt, ob sie einen ein-, zwei- oder dreistufigen
Behördenaufbau wählen. Wesentlich ist indessen die Unterscheidung zwischen den
Marktüberwachungsbehörden der Länder einerseits, dem Deutschen Institut für Bau-
technik als gemeinsame Marktüberwachungsbehörde andererseits.

Der Gesetzentwurf hat sich für eine zentrale Aufgabenwahrnehmung durch eine bei
der obersten Bauaufsichtsbehörde zu bildende „Landes-Marktüberwachungsbehörde“
und damit für einen einstufigen Behördenaufbau entschieden. In dieser Konsequenz
unterscheidet der Gesetzentwurf nicht zwischen einer „unteren Marktaufsichtsbe-
hörde“ und einer „obersten Marktaufsichtsbehörde“ sondern ausschließlich zwischen
der obersten Bauaufsichtsbehörde als Landes-Marktüberwachungsbehörde (Num-
mer 1) und dem Deutschen Institut für Bautechnik als gemeinsame Marktüber-
wachungsbehörde aller Bundesländer (Nummer 2).

Zu § 2 (Aufgaben und Befugnisse der Marktüberwachungsbehörden)

Absatz 1 beschreibt die Aufgaben der Marktüberwachung. Diese ergeben sich zu-
nächst aus Kapitel III der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 (Nummer 1). Da diese Ver-
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ordnung sich aber auf alle und nicht nur auf Bauprodukte nach harmonisierten euro-
päischen technischen Spezifikationen erstreckt, ist eine Beschränkung auf die Bau-
produkte nach § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b der Bremischen
Landesbauordnung (BremLBO) aufgenommen. Die Regelung erstreckt sich daher
nur auf Bauprodukte, und zwar auf solche, die nach den Vorschriften des BauPG
(§ 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a BremLBO) oder nach den Vorschriften
anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaften und andere Vertrags-
staaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zur Umsetzung
der Bauproduktenrichtlinie (Buchstabe b) in den Verkehr gebracht und gehandelt
werden dürfen. Nicht erfasst werden die nach anderen Richtlinien zulässigerweise in
den Verkehr gebrachten gehandelten Bauprodukte (§ 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
Buchstabe c BremLBO), da deren fachlicher Schwerpunkt im Anwendungsbereich
dieser anderen Richtlinien, nicht aber der Bauproduktenrichtlinie liegt. Ferner erge-
ben sich Aufgaben der Marktüberwachung aus § 13 BauPG (Nummer 2). Zu den
Aufgaben der Marktüberwachung gehört nicht die Überprüfung von Bauprodukten
nach den Anforderungen der Richtlinie 2001/95/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 3. Dezember 2001 über die allgemeine Produktsicherheit.

Absatz 2 stellt lediglich klar, dass den Marktüberwachungsbehörden die sich aus Ka-
pitel III der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 und aus § 13 BauPG ergebenden Befug-
nisse zustehen, sodass es einer eigenständigen, konstitutiven gesetzlichen Regelung
der Befugnisse der Marktüberwachungsbehörden nicht bedarf.

Zu § 3 (Zuständigkeit der Marktüberwachungsbehörden)

Absatz 1 enthält den Grundsatz der Zuständigkeit der Landes-Marktüberwachungs-
behörde vorbehaltlich abweichender Regelung nach Absatz 2.

Absatz 2 grenzt diese Regelzuständigkeit abstrakt gegenüber der Zuständigkeit des
DIBt als gemeinsamer Marktüberwachungsbehörde ab. Die dort unter den Num-
mern 1 bis 7 aufgeführten Anordnungen und Maßnahmen betreffen jeweils die ma-
terielle Beschaffenheit des jeweiligen Bauprodukts. Deren Beurteilung setzt eine spe-
zifische Fachkunde voraus. Die Beurteilung durch das DIBt oder eine von diesem
beauftragte dritte Stellen stellt sicher, dass sie einheitlich und nicht durch einzelne
Länder unterschiedlich erfolgt. Die Regelung kann sich auf diese abschließend auf-
gezählten Anordnungen und Maßnahmen beschränken, da es einer gesetzlichen
Zuständigkeitsregelung nur bedarf, soweit es sich um Anordnungen und Maßnah-
men handelt, die in Rechte Dritter eingreifen können. Dies gilt auch im Falle der
einheitlichen  Prüfung  und  Bewertung  von  Bauprodukten  in  technischer  Hinsicht
(Nummer 1), da diese mit Anordnungen zur Durchführung von Laborprüfungen ver-
bunden sein können (Artikel 19 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung [EG] Nr.
765/2008). Soweit es demgegenüber beispielsweise um Koordinierungsaufgaben geht,
die dem DIBt zugewiesen werden sollen, genügt eine Regelung im DIBt-Abkom-
men.

Absatz 3 ergänzt diese abstrakte Zuständigkeitsverteilung durch eine konkret ein-
zelfallbezogene.

Satz 1 verpflichtet die Landes-Marktaufsichtsbehörde zur Abgabe der Sachbehand-
lung für ein Produkt an das DIBt als gemeinsame Marktüberwachungsbehörde, so-
bald für sie Grund zu der Annahme besteht, dass Marktüberwachungsmaßnahmen
oder -anordnungen nach Absatz 2 in Betracht kommen, also solche Maßnahmen
oder Anordnungen, die eine Beurteilung der materiellen Beschaffenheit des Bau-
produkts voraussetzen. Die tatbestandlichen Voraussetzungen „Grund zu der An-
nahme“ und „in Betracht kommen“ sind bewusst niedrig angesetzt und belassen der
Landes-Marktüberwachungsbehörde einen Beurteilungsspielraum. Das Produkt ist
jeweils das bestimmte Produkt eines bestimmten Herstellers oder Importeurs.

Satz 2 regelt, dass die Zuständigkeit des DIBt als gemeinsame Marktüberwachungs-
behörde mit dem Eingang der Abgabe durch die Landes-Marktüberwachungsbehörde
beginnt, und stellt damit klar, was sich bereits aus allgemeinen verwaltungsrechtli-
chen Grundsätzen ergäbe.

Satz 3 enthält den Grundsatz der Einheit der Zuständigkeit der gemeinsamen Markt-
überwachungsbehörde: Vorbehaltlich abweichender nachfolgender Regelung um-
fasst diese Zuständigkeit zunächst alle Aufgaben und Befugnisse nach § 2 Absatz 1
Satz 1 und Absatz 2, d. h. auch die Zuständigkeiten und Befugnisse der Landes-
Marktüberwachungsbehörde, die sich auf lediglich formale Anforderungen an das
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jeweilige Bauprodukt beziehen (Halbsatz 1). Zugleich schließt diese Zuständigkeit
der gemeinsamen Marktüberwachungsbehörde die Zuständigkeit der Landes-Markt-
aufsichtsbehörde auch dann aus, wenn sie durch die Abgabe der Sachbehandlung
durch eine Marktüberwachungsbehörde eines anderen Landes begründet worden
ist (Halbsatz 2). Dies ist erforderlich, um die Einheitlichkeit der Bewertung und des
weiteren Vorgehens in Deutschland zu gewährleisten. Daraus folgt zugleich – ohne
dass dies einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung bedürfte –, dass das DIBt als
gemeinsame Marktüberwachungsbehörde die Länder über den Zeitpunkt des Ein-
gangs einer Abgabe der Sachbehandlung und über deren Gegenstand unverzüglich
zu unterrichten hat.

Die mit der Abgabe verbundene Bindungswirkung für das DIBt schließt die jedenfalls
theoretische Möglichkeit nicht aus, dass die Länder in großem Umfang und zumindest
unter Ausschöpfung der in der Grundnorm des Absatz 3 Satz 1 enthaltenen – jedenfalls
faktischen – Spielräume Abgaben vornehmen mit der Folge, dass dadurch beim DIBt
möglicherweise nicht zwingend gebotene Aufwendungen entstehen, die auf die Län-
der nach dem Königsteiner Schlüssel umgelegt werden. Vorkehrungen dagegen –
etwa Abweisungs- und Rückgaberechte der gemeinsamen Marktaufsichtsbehörde
in Missbrauchsfällen – sind zwar regelungstechnisch vorstellbar, würden aber die
jeweilige Zuständigkeitslage über Gebühr komplizieren. Sollte es tatsächlich in die-
sem Zusammenhang zu tatsächlichen oder vermeintlichen Missständen kommen,
müssten diese unter den Ländern, namentlich auch im Verwaltungsrat des DIBt, ge-
regelt werden.

Nach Satz 4 gilt von dieser Einheit der Zuständigkeit der gemeinsamen Marktüber-
wachungsbehörde eine Ausnahme für den Fall von Maßnahmen und Anordnungen
bei Gefahr im Verzug. Der Begriff der Gefahr im Verzug entspricht dem allgemeinen
sicherheitsrechtlichen Sprachgebrauch; sie liegt vor, wenn durch das Abwarten des
Handelns der zuständigen Marktüberwachungsbehörde anstelle des sofortigen Zu-
griffs durch die „an sich“ unzuständige Marktüberwachungsbehörde bei gewöhnli-
chem Geschehensablauf ein Schaden entstünde. Das Kriterium dient allein der den
Mitgliedsstaaten überlassenen Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen den Markt-
überwachungsbehörden der Länder und dem DIBt als gemeinsamer Marktüber-
wachungsbehörde. Ein Konflikt mit dem Sprachgebrauch der Verordnung (EG) Nr.
765/2008, die sich des Begriffs der „ernsten Gefahr“ als tatbestandlicher Vorausset-
zung für bestimmte Anordnungen und Maßnahmen der Marktüberwachung bedient,
besteht daher nicht.

Satz 5 enthält eine Ergänzung der verwaltungsverfahrensrechtlichen Unbeachtlich-
keitsvorschriften. Trotz der Weite, mit der die tatbestandlichen Voraussetzungen für
eine Abgabe der Sachbehandlung in Absatz 3 Satz 1 gefasst sind, ist nicht gänzlich
ausgeschlossen, dass im Einzelfall rechtsfehlerhaft eine Abgabe vorgenommen wird
oder unterbleibt. In diesen Fällen wird die jeweilige Marktüberwachungsbehörde
unter Verstoß gegen die Regelungen über ihre sachliche Zuständigkeit tätig. Solche
Verfahrensmängel werden von den Unbeachtlichkeitsvorschriften des § 46 VwVfG
und dem diesem entsprechenden Bremischen Verwaltungsverfahrensrecht nicht er-
fasst, sodass aus Gründen der Rechtssicherheit eine ergänzende Regelung erforder-
lich ist (Halbsatz 1). Halbsatz 2 stellt klar, dass es im Übrigen bei den Regelungen der
§§ 45 f. VwVfG und dem entsprechenden Bremischen Verwaltungsverfahrensrecht
sein Bewenden haben soll.

Nach Absatz 4 gelten Maßnahmen und Anordnungen der gemeinsamen Markt-
überwachungsbehörde auch im Land Bremen. Auch das DIBt als gemeinsame Markt-
überwachungsbehörde wird grundsätzlich nur als Marktüberwachungsbehörde des-
jenigen Landes tätig, das durch die Abgabe der Sachbehandlung für das jeweilige
Produkt (Absatz 3 Sätze 1 f.) die in Absatz 2 angelegte Zuständigkeitsübertragung im
Einzelfall gleichsam aktualisiert hat. Die angestrebte Einheitlichkeit der Beurteilung
und Behandlung der Bauprodukte erfordert aber, dass die jeweils von der gemeinsa-
men Marktüberwachungsbehörde getroffenen Anordnungen und Maßnahmen auch
in den anderen Ländern wirksam werden können. Deshalb müssen die Rechtsord-
nungen der anderen Länder sich für diese Anordnungen und Maßnahmen öffnen.
Diese in Absatz 4 getroffene Regelung ist entsprechenden bauordnungsrechtlichen
Vorbildern nachgebildet, z. B. § 18 Absatz 7 der Bremischen Landesbauordnung und
dem entsprechenden Landesbauordnungsrecht in den übrigen Ländern, auch wenn
es vorliegend um Anordnungen auf der Grundlage von Bundesrecht und unmittel-
bar geltendem europäischen Gemeinschaftsrecht geht, für das nach innerstaatlicher
Kompetenzverteilung der Bund konkurrierend zuständig wäre.
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Absatz 5 enthält eine weitere – weitreichende – Ausnahme von dem Konzentrations-
prinzip des Absatz 3 Satz 3 dadurch, dass der Vollzug der Maßnahmen und Anord-
nungen des DIBt als gemeinsamer Marktüberwachungsbehörde den Landes-Markt-
überwachungsbehörden der Länder obliegt. Dies erfasst auch und insbesondere Maß-
nahmen der Durchsetzung von Anordnungen der gemeinsamen Marktüberwachungs-
behörde (vergleiche insoweit auch Nummer I 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe jj des
Umlaufbeschlusses der Bauministerkonferenz vom Oktober 2009).

Zu § 4 (Inkrafttreten)

Absatz 1 regelt, dass das Inkrafttreten dieses Gesetzes an das Inkrafttreten des 2. DIBt-
Änderungsabkommens gekoppelt ist. Dieser Termin ist nicht genau voraussehbar, da
das Abkommen zunächst von allen Bundesländern unterzeichnet bzw. ratifiziert wer-
den muss.

Absatz 2 bestimmt, dass der Tag des Inkrafttretens des 2. DIBt-Änderungsabkommens
im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekanntgegeben wird. Für eine hin-
reichende Bestimmung ist ein Verweis auf das Gesetz- und Verordnungsblatt von
Berlin ausreichend, von daher ist eine Veröffentlichung des gesamten Wortlautes im
Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen verzichtbar.

Bekanntmachung über die zuständige Behörde nach § 11 Absatz 1
des Bauproduktengesetzes

Der Senat bestimmt:
§ 1

Zuständigkeit

Zuständige Behörde nach § 11 Absatz 1 des Bauproduktengesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 28. April 1998 (BGBl. I S. 812), das zuletzt durch Artikel 76
der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, für die
Anerkennung von Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungsstellen ist die oberste
Bauaufsichtsbehörde.

§ 2

Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Druck: Anker-Druck Bremen


